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Das Volk verschuldet, 
seine Vertreter vergoldet: 


Totengräher 


des Staalsvertrauens 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Da staunt der Laie, und 
der Michel wundert sich: 


Seit Jahrzehnten gaben und ge- 
ben wechselnde Bundeskanzler 
und Minister Millionenbeträge 
für Beratervertrtäge aus, um 
»externen Sachverstand« für 
alle möglichen Entscheidungen 
einzuholen, weil der eigene trotz 
aller Scharen höchstbezahlter 
Staatssekretäre und Spitzenbe- 
amten offenbar nicht ausreicht. 


Aber kaum sind sie abgewählt, 
werden sie selbst »Berater«. 

Helmut Kohl wurde nach sei- 
nem Abtritt von der USB enga- 
giert, den Profit der Schweizer 
Hochfinanz zu steigern. 


Der Obersoziale Gerhard 
Schröder stieg sogar in den 
Olymp des Bankwesens ein, er 
berät nach einer WAZ-Meldung 
vom 25.3.2006 nunmehr die In- 
vestment-Bank Rothschild, Teil 
eines Banken-Imperiums, das 
Miteigner der bekanntlich in Pri- 
vatbesitz stehenden us-amerika- 
nischen Zentralbank (FED) ist. 

Der Laie fragt sich, warum die 
Hochfinanz ausgerechnet diese 
Leute mit Posten belohnt, die in À 
ihrer Amtszeit Volk und Staat in 


eine hoffnungslose Schulden- »Der 250 000 Euro-Mann« 


und Zinsfalle geführt haben. Se lautet die Schi il 
a oo o lautet die Schlagzeile 

Sind diese Leute plötzlich zu M x 

Super-Finanz- und Wirtschafts- auf Seite 1 der »Westdeut- AUS DE INHALT: 


N goworean oder -hapen schen Allgemeinen« vom |m Ein Sozialist wechselt 
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diese Posten »verdient«? Ex-Kanzler Schröder erhält Politik bringt Posten und 


Wir wissen es nicht. Aber eines nach eigener Angabe für Pecnenen = 
hört man an jeder Straßenek- 
ke: Das Vertrauen in Politiker, 
Parteien und Staat wird durch bei der Ostsee-Pipeline eine Die Dresdner Woba 
solche Beispiele zu Grabe ge- | jährliche Aufwandsentschä- Eee 


tragen digung von 250.000 Euro. 333 Millionen für Israel S.9 
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seinen Aufsichtsratsvorsitz Was die Parteien einsacken S.6 
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Das offene Wort 


Volksvertreter oder 
Interessenvertreter? 


Die offenen und versteckten 
Lobbyistenkämpfe im Bundestag 
selbst und in seinem Dunstkreis 
um ein möglichst großes Stück 
aus dem Kuchen des Haushal- 
tes und der Sozialkassen kann 
jeder aufmerksame Bürger in 
den Medien verfolgen. 


Weniger bekannt ist, wie Kon- 
zerne, Firmen und Verbände 
durch großzügige Spenden an 
die Bundestagsparteien versu- 
chen, Gesetzesvorlagen und 
Auftragsvergaben in ihrem Sin- 
ne zu beeinflussen. 


Noch weniger bekannt ist, wie 
sich manche Politiker durch ihre 
Tätigkeit als Volksvertreter offen- 
bar qualifizieren, anschließend 
das große Geld zu machen. 


Denkanstöße zu diesen Fra- 
gen finden Sie in dieser UN- 
Ausgabe. 


Für uns ein Anlaß, an einige 
Kernsätze aus unseren im Jah- 
re 1970 aufgestellten Leitlinien 
zu erinnern: 


»Alle unsere Politik muß auf 
den Zusammenhalt, das Wohl, 
die Sicherheit und in allen Berei- 
chen auf die Lebensinteressen 
der ganzen deutschen Nation 
ausgerichtet sein. 


Diese Grundhaltung fordern wir 
von jedem, der sich als Politiker 
oder Volksvertreter versteht. 


Wer Teilinteressen, insbeson- 
dere seines Berufsstandes, sei- 
ner Kirche, seines Verbandes 
oder seiner Partei über die der 
Gesamtheit stellt, ist bestenfalls 
ein Interessenvertreter, aber 
kein Volksvertreter. 


Nach diesem Maßstab sind die 
Politiker und Parteien einzustu- 
fen und zu bewerten.« 


Wenn wir uns darin einig sind, 
sollten Sie eine möglichst große 
Anzahl dieser UN-Ausgabe an 
andere weitergeben! 


Ihre Sabine Möller 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


Wen wundert noch der 
Vertrauensverlust der Bürger? 


»Du siehst doch, ich habe nichts mehr übrig!« 


Diäten sollen automatisch steigen: 
Ein Stück aus dem Tollhaus 


Wenn das kein Stück aus dem 
parlamentarischen Tollhaus ist. 


Zur geplanten automatischen 
Steigerung der Abgeordnetenbe- 
züge kann in Anbetracht der rie- 
sigen Löcher im Bundesetat, der 
überbordenden Schulden sowie 
der Steuer- und Abgabenerhöhun- 
gen und der negativen Reallohn- 
Entwicklung für Normalbürger seit 
über zehn Jahren nur eines festge- 
stellt werden: Das ist ganz schlecht 
und zudem noch ungerecht. 


Wo leben die Mitglieder des 
hohen Hauses eigentlich? 


Haben sie die politische Boden- 
haftung und den Bezug zur Be- 
völkerung verloren? Verdienen 
die Bundestagsabgeordneten mit 
Diäten von 7009 Euro und einer 
steuerfreien Kostenpauschale von 
3647 Euro im Monat nicht genug? 
»Eher an der unteren Grenze«, 
meint Ronald Pofalla von der CDU. 
Das denkt offenbar auch Bundes- 
tagspräsident Norbert Lammert, 
der die automatische und damit 
stille Anpassung nach oben favo- 
risiert und legal nebenbei pro Jahr 
25 000 Euro in der Wirtschaft ver- 
dient. 


Indes würde eine neue Beschei- 
denheit, die unsere politische Klas- 


SPIEGEL DER ZEIT 


se den Bürgerinnen und Bürgern 
(auch der Beamtenschaft) verord- 
net, gut zu Gesicht stehen. Null- 
runden bei der Rente, Einschrän- 
kungen im Gesundheitswesen, 
Streichung der Eigenheimzulage, 
Mehrwertsteuererhöhung - die Li- 
ste könnte reichlich verlängert wer- 
den. 


Lebt der Bundestag außerhalb 
der Lebens- und Arbeitswelt in ei- 
nem Reservat? Seit rund 15 Jah- 
ren steht dieses Land schon im 
endlosen Reformstau. Dafür kann 
es keine Belohnung geben, sonst 
nimmt die Parteienverdrossenheit 
weiter zu. Eine Diätenerhöhung 
wäre angesichts der Gesamtlage 
ein Unding. 

(Hanko Westermann 

im »Mindener Tageblatt« vom 27.3.2006) 


ZUM WEINEN 


»Wenn man Ihrer Politik 
vertrauen würde, könnte 
man auch den Würger 


von Boston um eine 
Halsmassage bitten.« 


Klaus Ernst, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der Linkspartei, 
zur Rentenpolitik der Bundesregierung 
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Schröder: »Ich weiß von nichts« 


Da sage noch einer, Sozialde- 
mokraten könnten nicht mit 
Geld umgehen. 


Der ehemalige Große Vorsit- 
zende der antikapitalistischen 
Arbeitnehmerpartei SPD be- 
weist zur Zeit das Gegenteil. 


Nachdem er in seiner ganzen 
Laufbahn seit Juso-Zeiten vom 
Posten des Ministerpräsidenten 
in Niedersachsen bis zum Amt 
des Bundeskanzlers der BRD nur 
und ausschließlich zum Wohl des 
Volkes gearbeitet und gelebt hat, 
fremdes Geld verteilt und Schul- 
denberge angehäuft hat, zeigt er 
jetzt, wie man in diesem verhaß- 
ten kapitalistischen System zu 
Geld kommt. 


»Ein übles Gerücht« 


Am 11. Oktober 2005 berichtete 
die Presse, Schröder habe wäh- 
rend seines Abschiedsbesuches 
bei seinem Freund Putin in Mos- 
kau besprochen, daß er nach sei- 
nem Ausscheiden aus dem Kanz- 
leramt Berater bei dem russischen 
Gaskonzern Gazprom werden 
würde. Der damalige SPD-Gene- 
ralsekretär Uwe Benneter nannte 
das ein »übles Gerücht«, und der 
Regierungssprecher Bela Anda 
dementierte solche Pläne. 


Der Regierungssprecher sagte 
damit ja auch nicht die Unwahr- 
heit: Schröder wurde nicht Berater, 
sondern Aufsichtsratsvorsitzender 
eines Konsortiums aus Gazprom, 
e.on und BASF, das eine Gaspipe- 
line durch die Ostsee verlegt. 


Am 30.3.2006 wurde er einstim- 
mig zum Vorsitzenden des Aktio- 
närsrates der Erdgasleitungs-Be- 
treibergesellschaft NEGP gewählt. 
Soviel zu dem üblen Gerücht vom 
Oktober 2005 und dem Wert von 
regierungsamtlichen Demenitis. 


In einer der letzten Amtshandlun- 
gen der abgewählten Regierung 
bewilligten seine höchsten Beam- 
ten eilig eine Bürgschaft über fast 
eine Milliarde Euro. Am 24.10.2005 
erteilte der interministerielle Aus- 
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Gerds Monopoly 


Karikatur von H. Sakurai auf der Titelseite der WAZ vom 25.3.2006 


schuß der noch übergangsweise 
amtierenden rot-grünen Regierung 
die Zusage, mit der das Risiko der 
Bankengruppe, die die Baukosten 
finanzieren sollte, auf Kosten der 
deutschen Steuerzahler aufgefan- 
gen würde, wenn das Projekt miß- 
lingen sollte. 


Zum Dank ins Schweizer 
Steuerparadies 


Zum Dank für diese deutsche 
Risikoübernahme bestimmt das 
Schröder-Konsortium als ihren 
Firmensitz das Schweizer Steuer- 
paradies Thun. 


EIN SOZIALIST WECHSELT DIE SEITEN 
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Auch die Deutsche Bank, die mit 
der KfW-Bankengruppe nunmehr 
ohne Risiko das große Geschäft 
machen wollte, bedankte sich: 
Cajo Koch-Weser, der damalige 
Staatssekretär im Finanzministe- 
rium, der die Bürgschaft geneh- 
migt hat, wechselt in die Privat- 
wirtschaft. Wohin? Zur Deutschen 
Bank. 


Canu 


A 
Oman 


»Mein Name ist Hase - 
ich weiß von nichts«. 


An dieses alte geflügelte Wort 
muß man denken, wenn man nun- 
mehr in den Medien folgendes 
liest: »Schröder versicherte, von 
der Bürgschaft nichts gewußt 
zu haben.« (WAZ, 3.4.2006). 


Es sei außerdem nicht unge- 
wöhnlich, daß der damalige Wirt- 
schaftsminister Wolfgang Cle- 
ment ihn nicht informiert habe. 
Auch Ex-Finanzminister Hans 
Eichel versicherte, er habe nichts 
gewußt. Und auch der damali- 
ge direkte Zuarbeiter Schröders, 
Kanzleramtsminister Frank-Wal- 
ter Steinmeier, hatte Schröder 
selbstverständlich über solche 
Kleinigkeiten nicht informiert. 
Steinmeier hatte das Projekt von 
Schröder und Putin über Dmitri 
Medwedew, Leiter des Präsidial- 
amts Putins und Vorsitzender des 
Gazprom-Aufsichtsrats, eingefä- 
delt. 


Der unbedarfte Bürger fragt sich 
aufgrund dieser Versicherungen, 
ab welcher Höhe von Milliarden- 
ausgaben oder Verpflichtungs- 
erklärungen ein Kanzler und die 
zuständigen Minister dieses unse- 
res Staatswesens denn eigentlich 
informiert werden, wo unser Geld 
bleibt. 


Wozu bezahlen wir eigentlich 
einen Kanzler und 16 Minister, 
wenn die selbst bei Milliarden- 
beträgen von nichts wissen? 
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»Die ganze Aktion stinkt 
zum Himmel« 


erklärte FDP-Chef Westerwel- 
le, den Schröder wegen dessen 
Kritik vor Gericht gezerrt hatte. 
Das Hamburger Landgericht ver- 
bot Westerwelle am 3. April die 
unwahre Tatsachenbehauptung, 
Schröder habe »als Bundeskanz- 
ler einer Firma einen Auftrag ge- 
geben«. Da Schröder eben nichts 
getan hat und Wesentliches gar 
nicht wußte, wurde Westerwelle 
zu recht verurteilt. Man sieht an 
diesem Beispiel, wie vorsichtig 
man bei Kritik und Wortwahl sein 
muß. 


Ein politisch richtiges 
Projekt 


Durch Schröders persönliche 
Teilhabe kann ein politisch und 
wirtschaftlich richtiges Projekt in 
Mißkredit gebracht werden. 


Die Entscheidung der vorma- 
ligen Bundesregierung, die ge- 
plante Erdgasleitung aus Ruß- 
land nicht durch Polen, sondern 
durch die Ostsee verlegen zu 
lassen, war absolut richtig. 


Die Bundesregierung wollte si- 
cher gehen, daß unsere künftige 
Erdgasversorgung nicht durch un- 
absehbare polnische Transitforde- 
rungen gefährdet werden könnte. 
Die deutsch-polnische Geschichte 
des 20. Jahrhunderts bietet genü- 
gend Beispiele für nicht gerade 
nachbarschaftsfreundliche Hand- 
lungen polnischer Regierungen. 


Das letzte Beispiel ist gerade 
einmal 15 Jahre her: 


Polens Daumenschraube 
beim Sowjet-Abzug 


Bernhard Mroß, 1991 Chef- 
dolmetscher beim Befehlshaber 
Bundeswehrkommando Ost, dem 
damaligen Generalleutnant Jörg 
Schönbohm, schildert den Abzug 
der Westgruppe der sowjetischen 
Truppen aus Mitteldeutschland in 
den Jahren 1991-1994 (Der Schle- 
sier, 7.4.2006). 


Unter der Überschrift »Probleme 
mit dem Transit durch Polen« 
berichtet er: 


»Ende Januar 1991 tauchten 
plötzlich Probleme auf, weil Po- 
len die Tarife für den Transit ei- 
ner Waggon-Achse der Trans- 
portzüge von 60 DM auf ca. 130 
DM erhöht hatte. Die sowjetische 
Seite warnte, daß es den Termin 
der Beendigung des Abzugs be- 
einflussen könnte, der für den 31. 
Dezember 1994 vorgesehen war. 
Es betraf 11 000 Eisenbahntrans- 
porte durch Polen. Deshalb wurde 
die deutsche Seite gebeten, auf 
Polen im Hinblick auf diese mög- 
lichen Komplikationen eingehend 
einzuwirken.« 


So wollte also die polnische 
Regierung aus der »Durchlei- 
tung« der Truppentransporte 
zusätzliches Kapital schlagen. 


Nach Recherchen des »Schle- 
sier« wurden die polnischen For- 
derungen in altbewährter Art mit 
deutscher Scheckbuchdiplomatie 
gelöst. 


Nicht ohne Grund machte der 
neue polnische Ministerpräsident 
Lech Kaczynski bei seinem An- 
trittsbesuch in Berlin neben dem 
Protest gegen ein Zentrum der 
Vertreibung auch das Erdgaslei- 
tungsprojektzum Schwerpunktthe- 
ma seiner Wünsche. 


Die neue Bundesregierung unter 
Führung der seit Adenauers Zei- 
ten polenfreundlichen CDU sollte 
nicht versuchen, Schröders unklu- 
ge Verquickung in Verbindungen, 
die er als Kanzler aufbaute, zu 
mißbrauchen, um dieses deutsch- 
russische Projekt zur Sicherstel- 
lung unserer Erdgasversorgung 
zu torpedieren oder Polen weitere 
»Ausgleichsgeschenke« anzudie- 
nen. 


Schröder selbst ist zur Wah- 
rung einer »weißen Weste« aller- 
dings anzuraten, dazu Stellung 
zu nehmen, ob das Pipeline- 
Projekt schon angedacht wur- 
de, als seine Regierung Rußland 
2004 den Rest von 7,6 Milliarden 
Euro Altschulden erließ, nach- 
dem Rußland bis Februar 2004 
wie vereinbart einen Teilbetrag 
von 500 Millionen Euro zurück- 
gezahlt hatte. 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN 
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Politik bringt Posten und Pensionen 
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Wie aus vorgeblichen Dienern plötzlich Verdiener werden 


»Wolfgang der Postensammler« 


So überschrieb das »Handels- 
blatt« am 14.2.2006 einen Artikel, 
den wir auszugsweise zitieren: 


»Seit seinem Abschied aus dem 
Bundeskabinett zieht der SPD- 
Politiker Wolfgang Clement im- 
mer neue, mutmaßlich lukrative 
Beraterposten an Land — und tut 
es damit seinem Ex-Chef Gerhard 
Schröder gleich. 


So mancher Oppositionspolitiker 
erregt sich darüber — und hat da- 
bei selber hübsche Pöstchen vor- 
zuweisen. 


„Wenn ich mit der Politik 
aufhöre, werde ich Berater“, 
kündigte Wolfgang Clement vor 
seinem nicht ganz freiwilligen Aus- 
scheiden aus dem neuen Kabinett 
an. Seine Pläne setzt der einstige 
SPD-Superminister in Gerhard 
Schröders Regierung nun konse- 
quent in die Tat um. Er folgt damit 
den Vorgaben, die der Ex-Kanzler 
für sich bei der Suche nach lukrati- 
ven Aufgaben für das Leben nach 
der Politik gesetzt hat. 


Ein Aufsichtsratsmandat bei dem 
Essener Energieriesen RWE ist 
der vorerst letzte Posten, den der 
Ex-Wirtschafts- und Arbeitsmini- 
ster angenommen hat. Schon eine 
Reihe weiterer Aufgaben kann der 
in Wirtschaftskreisen hoch ange- 
sehene Sozialdemokrat auf seinen 
neuen Visitenkarten verzeichnen. 


Als Nachfolger des früheren 
Bertelsmann-Managers Mark 
Wössner gehört der 65-jährige 
Clement bereits seit Dezember 
dem Aufsichtsrat des Dienstlei- 
stungs-Imperiums Dussmann an. 
Kürzlich wurde Clement auch in 
das Kontrollgremium der Berliner 
Landau Media AG gewählt, einem 
früheren Anbieter für Medienbeob- 
achtung und Resonanz-Analysen. 


Von Anfang April an will sich der 
Ex-Journalist gegen Honorar zu- 
dem regelmäßig in der „Welt am 
Sonntag“ in einer Kolumne zur 


a a n 
en 
u P 


Wolfgang Clement: Vom gescheiterten 
»Super-Minister« zum Super-Verdiener 


„Entwicklung der Parteienland- 
schaft“ äußern, wobei Clement, 
wie ihn Parteifreunde kennen, 
nicht nur Freundliches zur SPD 
einfallen dürfte. 


Clements Tätigkeit beim zweit- 
größten deutschen Energieversor- 
ger, wo Aufsichtsräten Jahrestan- 
tiemen von mehr als 20 000 Euro 
winken sollen, sorgt auch in der ei- 
genen Partei für einige Unruhe. Die 
RWE-Spitzen wollen demnächst 
einen Antrag zur Verlängerung der 
Laufzeit des Atomkraftwerks Biblis 
A stellen, um eine frühe Abschal- 
tung des Reaktors zu verhindern. 
Nicht nur in der Opposition gibt 
es Unmut darüber, daß sich mit 
Schröder und Clement zwei aus- 
geschiedene Regierungsmitglie- 
der ausgerechnet in der Energie- 
branche engagieren. 


„Vetternwirtschaft“ befürchten 
etwa Umweltschützer, weil Cle- 
ment als zuständiger Ressortchef 
dafür gesorgt habe, daß das Ge- 
setz zum Emissionshandel für den 
Kraftwerksbetreiber RWE auffällig 
günstig ausgefallen sei. 


Auch Schröders neue Tätigkeit 
als juristischer Berater für die frü- 
here Ruhrkohle gefällt nicht allen 
Sozialdemokraten — auch wenn 
der Ex-Kanzler für den Freund- 
schaftsdienst an Clements Mi- 


nister-Vorgänger Werner Müller, 
der inzwischen den Essener Ener- 
giekonzern leitet, kein Honorar be- 
rechnet. 


Noch in diesem Monat will 
Schröder auch im Schweizer Zug 
für den russischen Gasriesen Gaz- 
prom die Leitung des Verwaltungs- 
gremiums der neuen Ostsee-Pipe- 
line übernehmen. Ein Schreibtisch 
steht dort für ihn schon ebenso 
bereit wie in Zürich, wo er für den 
Ringier-Verlag bereits beratend 
aktiv wurde. Sehr gefragt ist der 
Ex-Kanzler auch als Gastredner. 
Für Honorare angeblich deutlich 
im sechsstelligen Bereich hat er 
schon in Dubai und in Saudi-Ara- 
bien Station als Vortragsreisender 
gemacht. 


Ein schlechtes Gewissen we- 
gen der Privateinnahmen neben 
der Altersversorgung wollen sich 
der Ex-Kanzler und mit ihm aus- 
geschiedene SPD-Kabinettsmit- 
glieder aber nicht einreden las- 
sen. Schon lange sind Schröders 
Vorgänger Helmut Schmidt (SPD) 
und Helmut Kohl (CDU) mit ähn- 
lich Iohnenden Aktivitäten in aller 
Welt unterwegs. 


Mehrere Minister Helmut Kohls, 
die noch im Bundestag sitzen, 
gehören inzwischen zu den Po- 
sten-Spitzenreitern. Allein bei 
fünf Aufsichtsräten ist der frühere 
Agrar-Minister Jochen Borchert 
(CDU) Vorsitzender. Auf mehr als 
zehn Aufsichts- und Beiratsman- 
date in namhaften Unternehmen 
bringt es Ex-Forschungsminister 
Heinz Riesenhuber (CDU). Für 
den Wirtschaftsexperten und Frak- 
tions-Vize der FDP, Rainer Brüder- 
le, sind im Bundestags-Handbuch 
sechs Gremien-Mitgliedschaften 
neben dem Abgeordneten-Mandat 
verzeichnet, darunter als Beirat 
bei der Deutschen Bank.« 


Noch Fragen zur aktuellen Dis- 
kussion um Diätenerhöhung 
und Altersversorgung der Ab- 
geordneten und Minister, liebe 
Leser? 


»DAS IST DEUTSCHLAND« 
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Was die Parteien einsacken 


Kleine Geschenke erhalten die Freundschaft 


Spenden an die Parteien schmälern den Gewinn der Spender und damit die Einkommensteuer, bei Firmen 
die Körperschafts- und Gewerbesteuer. Es sind also Gelder, die dem Steueraufkommen verloren gehen. Hin- 
zu kommt, daß die Parteien je nach Höhe des Spendeneingangs nach einem besonderen Schlüssel aus der 
Staatskasse weitere Zuwendungen erhalten. 


Der Präsident des Deutschen Bundestages veröffentlicht in unregelmäßigen Abständen eine Liste, welche 
Parteispenden über 50.000 Euro ihm in dem angegebenen Zeitraum angezeigt wurden. Hier ein Auszug aus 
den Bundestagsdrucksachen 16/63 und 16/1021: 


Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Gemaß $ 25 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Parteiengesetzes sind Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 50 000 Euro über- 
steigen, dem Prasidenten des Deutschen Bundestages unverzüglich anzuzeigen und von diesem unter Angabe des 
Zuwenders zeitnah als Bundestagsdrucksache zu veröffentlichen 


Im Oktober 2005 sind mir folgende Zuwendungen angezeigt worden 


; 2 x `i Eingang 
Partei Spende Spender gang 
der Spende der Anzeige 


Christlich-Soziale Union 24.10.2005 28.10.2005 
in Bayern 

Franz Josef Strauß-Haus 

Nymphenburger Str. 64 

80335 München 

Yoc AG 21.09.2005 07.10.2005 
Dircksenstr. 47 

10178 Berlin 


MLPD 614 167,40 Michael May 30.09 2005' 14.10.2005 
Jahnsır. 41 
47443 Moers 


Gemäß Anzeige der Partei ist die Zuwendung durch die Übe: 1 VO ı Wer Ipapieren in mehreren Trans ven in der Zeit von August 2 
bis 30. Se er 2005 erfolgt und die Bewertung der Wert ere mit jeweiligen Ts jgeskurs vorgenon 


Im Februar 2006 und bis zum 13. März 2006 sind mir folgende Zuwendungen angezeigt worden 


: ; ; Eingang Eingang 
Partei Spende Spender gang gang 
der Spende der Anzeige 


BMW AG 01, bis 16.022006 
Petuelring 130 31 12.2005 
80809 München 


RAG Aktiengesellschaft 14.02.2006 16.02.2006 
Rellinghauser Str. 1-1 
45128 Essen 
BMW AG 01.01. bis 17.02.2006 
Petuelnng 130 31.12.2005 
80809 Munchen 
RAG Aktiengesellschaft 15.02.2006 20.02.2006 
Rellinghauser Str. 1-11 
45128 Essen 
81.639,03" BMW AG 01.01. bis 
Petuelring 130 31.12.2005 
80809 Munchen 
100.000,00 Altana AG 06.03.2006 8.03 2006 
Am Pilgerrain 15 
61352 Bad Homburg v.d.H 
BMW AG 01.01. bis 
Petuelring 130 31.12.2005 
80809 Munchen 


BMW den Pa 


ent hinzugerechnet. Da 


zstever gemacht 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Die Stadt Dresden, die Heuschrecken 
und der Goldfinger Florian Gerster 
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Die Dresdner Wohnungsbaugesellschaft Woba ist verkauft 


Das Volksvermögen wird 
verscherbelt: 


20 Prozent der Wohnbevölke- 
rung Dresdens haben jetzt neue 
Vermieter, die Profit machen 
wollen. 


Nach monatelangem Widerstand 
und Protest von immerhin 45.000 
Dresdner Bürgern, die einen Ge- 
genaufruf unterzeichneten, be- 
schloß der Stadtrat Dresdens 
mehrheitlich den Verkauf des 
gesamten Wohnungsbestandes 
der stadteigenen Wohnungsbau- 
gesellschaft WOBA an den us- 
amerikanischen Investmentfonds 
Fortress. 


Für 1,7 Milliarden Euro wurden 
mehr als vier Quadratkilometer 
bebauter deutscher Grund und 
Boden in bester Innenstadtlage, 
teilweise vom Solidarbeitrag al- 
ler Deutschen renoviert, ver- 
scherbelt, um in Zukunft wieder 
Schulden machen zu können. 


Die Verbindlichkeiten der WOBA 
betrugen ca. 700 Millionen Euro, 
also erhält die Stadt knapp eine 
Milliarde, mit der sie ihre eigenen 
Schulden von 900 Millionen Euro 
(Vorfälligkeitsentschädigungen 
mitgerechnet) zurückzahlen kann. 
Dresden ist damit für kurze Zeit 
schuldenfrei und kann die verblei- 
benden knapp 100 Millionen Euro 
für vergoldete Rathaustüren und 
anderes ausgeben. 


Das Versprechen des Dresdner 
FDP-Oberbürgermeisters Ingolf 
Roßberg (im Bild rechts), künftig 
keine Schulden mehr zu machen, 
kann man so ernst nehmen wie alle 
Politiker-Versprechen. Denn es ist 
ja offensichtlich so, daß die lau- 
fenden Einkünfte Dresdens nicht 
ausreichen, allen Verpflichtungen 
nachzukommen. Und künftig wer- 
den der Stadt nun noch die jährli- 
chen Einnahmen aus der WOBA 
fehlen, die in die USA überwiesen 
werden. 


` private EQUITY -OOF Uii 
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Die Mieter von 48.000 Wohnun- 
gen samt ihrer Familien wurden 
damit dem Profitstreben der 
amerikanischen Investoren- 
gruppe ausgeliefert, und jeder 
deutsche Steuerzahler, der den 
Aufbau in Mitteldeutschland mit 
seinen Soli-Beiträgen finanziert 
hat, ist zu Recht aufgebracht. 


Für den Käufer, eine Frankfur- 
ter Filiale des Fortress-Fonds, 
der Gelder von 300 amerikani- 
schen Rentenfonds verwaltet, ist 
das Dresdner Geschäft aber nur 
der Einstieg in mögliche weitere 
»Schnäppchen« in vielen ande- 
ren deutschen Städten, die knapp 
bei Kasse sind. Insgesamt hoffen 
Fortress und andere Heuschrek- 
kenfonds darauf, daß rund 2,5 
Millionen noch im kommunalen 
Besitz stehende (und damit den 
deutschen Bürgern gehörende) 
Wohnungen zum Verkauf kom- 
men könnten. Geht man — wie im 
Fall der WOBA - von einer durch- 
schnittiichen Kaufsumme von 
38.000 Euro pro Wohneinheit aus, 
dann könnten die hochverschul- 


deten Städte für einen solchen 
Ausverkauf nahezu 100 Milliarden 
Euro einnehmen, um sich kurz- 
fristig vor dem Bankrott zu retten 
und weiter zu machen wie bisher. 
Das ist der Leim, auf den die Fi- 
nanzheuschrecken die Stadtkäm- 
merer locken wollen. 


Mitte Juni letzten Jahres über- 
nahm Fortress schon die Woh- 
nungsbaugesellschaft GAGFAH 
aus dem Besitz der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte. 
Die BfA hatte das jahrzehntelang 
angesammelte Kapital ihrer Versi- 
cherten dort im Wohnungsbau an- 
gelegt. Mit dem Erlös von 2,1 Mil- 
liarden Euro wollte die BfA Löcher 
in der Rentenkasse stopfen. 


Vorsitzender des in Gründung be- 
findlichen Investitionsbeirats des 
Hedgefonds Fortress ist seit 2004 
Florian Gerster (im Bild links), der 
mit Altersversorgung und Pension 
bestens versorgte frühere Sozial- 
minister in Rheinland-Pfalz (1994- 
2002) und anschließender Chef 
der Bundesagentur für Arbeit. 


DEUTSCHLAND WIRD AUSVERKAUFT 
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Polen wollten die BRD besetzen 


Polen wollten bis zur 
französischen Grenze 


Nach bisher geheimen Doku- 
menten aus den Zeiten des Kal- 
ten Krieges hat der damaligen 
westdeutschen Bundesrepublik 
im Ernstfall die Besetzung durch 
polnische Truppen gedroht. 


Bis zu eine halbe Million polni- 
sche Soldaten sollten die dama- 
lige Bundesrepublik nach einem 
Angriff mit atomaren Kurzstrek- 
kenraketen besetzen und binnen 
sechs Tagen bis zur französischen 
Grenze vorrücken. 


Das wird in 1445 Akten des frü- 
heren Warschauer Paktes ent- 
hüllt, die vom polnischen Verteidi- 
gungsminister Radoslaw Sikorski 
im Januar 2006 freigegeben und 
am 12.4.2006 veröffentlicht wur- 
den. Die Dokumente wurden im 
Warschauer Institut des Nationa- 
len Gedenkens (IPN) archiviert. 73 
weitere Akten bleiben aus Sicher- 
heitsgründen auch weiterhin unter 
Verschluß. 


Aus den veröffentlichten Teilen 
geht hervor, daß das Bündnis 
den Einsatz von 194 atomaren 
Sprengköpfen plante. Auf einer 
militärischen Karte aus dem Jahr 
1980 sind unter dem Stichwort 
»Aggressive Operationen an der 
Pommernfront« mögliche strategi- 
sche Szenarien eingezeichnet. 


Den Geheimplänen zufolge soll- 
ten die polnischen Truppen vor 
allem die von Atomraketen ge- 
troffenen und dadurch radioaktiv 
verseuchten deutschen Städte 
besetzen, wie der polnische Vi- 
zeverteidigungsminister Aleksan- 
der Szczygio sagte. Die Verluste 
der polnischen Armee wurden auf 
etwa 40 Prozent geschätzt. 


Der Plan war bereits seit 1960 
Grundlage der strategischen Pla- 
nungen des Warschauer Paktes, 
eine Aktualisierung wurde noch 
1976 von dem damaligen polni- 
schen Partei-Generalsekretär Ed- 
ward Gierek gebilligt. 


Vertrauen in die Freund- 
schaft von Verbündeten? 


Auf allen Seiten, auch von un- 
seren westlichen Verbündeten, 
wurden noch vor 30 Jahren Pläne 
geschmiedet, Deutschland im Fall 
des Falles zum Schlachtfeld zu 
machen und auszuradieren. In der 
UN 6/1980 hatten wir dazu ein Do- 
kument aus dem Jahre 1976 ver- 
öffentlicht, das wie folgt lautete: 


»Der demokratische Präsident- 
schaftskandidat Jimmy Carter 
würde vor einem möglichen 
Kernwaffeneinsatz der USA in 
Europa die Regierungen der be- 
troffenen Länder verständigen. 
In diesem Zusammenhang wur- 
den von Carter die Bundesrepu- 
blik Deutschland und Österreich 
genannt. Diese beiden Staaten 
würden, durch ihre geographi- 
sche Lage bedingt, wahrschein- 
lich zur Hauptkampflinie wer- 
den und somit der Vernichtung 
preisgegeben sein.« 


Die Drohungen haben 
den Kalten krieg überlebt 


Nun könnte man sagen »Es war 
einmal ...«. Der Kalte Krieg ist vor- 
bei, die Sowjetunion Geschichte 
und das heute demokratische Po- 
len ist in EU und NATO freund- 
schaftlich mit uns verbunden. 


Doch der weltweit gefeierte Held 
und Nobelpreisträger Lech Wa- 
lesa, Vater des demokratischen 
Polens, offenbarte noch im April 
1990 zu seinen Sorgen über die 
Wiedervereinigung Deutschlands 
(vgl. UN 7/1990, Seite 3): 


»Es gibt allen Grund zur Be- 
sorgnis. Nicht nur die Polen 
müssen sich Sorgen machen, 
sondern auch Europa und die 
ganze Welt. (...) Wenn die Deut- 
schen auf's neue Destabilisa- 
tion in Europa verursachen, in 
welcher Form denn auch, dann 
wird es in Zukunft keine Teilung 
von Deutschland geben, son- 
dern wird Deutschland von der 


europäischen Karte gefegt. Mit 
der fortgeschrittenen Techno- 
logie sind Ost und West zusam- 
men in der Lage, dieses Urteil zu 
vollstrecken. (...) Ich bin sicher, 
daß sich die Deutschen dieses 
Risikos bewußt sind, und das 
dies auf ihre Position in der pol- 
nisch-deutschen Grenzangele- 
genheit eine mäßigende Einwir- 
kung haben wird.« 


Und der polnische Staatsprä- 
sident Aleksander Kwasniewski 
wies in dem Entrüstungssturm 
über das geplante »Zentrum der 
Vertreibungen« in Berlin noch am 
15.9.2003 wohlüberlegt auf die 
gegen Deutschland und Japan ge- 
richtete Feindstaatenklausel der 
UNO-Charta hin. (vgl. UN 5/2004, 
Seite 12). 


Nur wer diese zeitgeschichtli- 
chen Vorgänge kennt, kann ab- 
wägen, vor welchem Hintergrund 
der Bundestag der Abtretung Ost- 
deutschlands an Polen zustimmte, 
wenn auch völkerrechtlich nichtig, 
weil die abgetretenen Gebiete 
gar nicht zur BRD gehörten. Auch 
die Zustimmung zum EU-Beitritt 
Polens, das Merkelsche 300-Mil- 
lionen-Euro-Geschenk an Polen 
2005 und das Einknicken bei der 
geplanten Mahnstätte an die Op- 
fer der Vertreibungsverbrechens 
kann man nur im Wissen solcher 
polnischen »Freundschaft« beur- 
teilen. 


Aus dieser Sicht war es eine 
der wenigen richtigen Entschei- 
dungen derRegierung Schröder, 
die russisch-deutsche Erdgas- 
leitung um Polen herum durch 
die Ostsee zu legen. 


Neuen UN-Lesern 

senden wir auf Anforderung 
gerne die letzten Jahrgän- 
ge der UN gegen Kostener- 
stattung (Mappen im Klemm- 


binder) oder auch einzelne 
UN-Ausgaben, soweit noch 
vorhanden. Anruf genügt: 


0208 - 84 01 32 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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333 Millionen Euro für Israel: 


Versteckt und doch entdeckt 


Ende März hat der Bundestag 
den Haushaltsplan 2006 verab- 
schiedet, der eine Rekordsum- 
me neuer Schuldenaufnahmen 
von 38,3 Milliarden Euro vor- 
sieht. 


Schon heute machen die Ausga- 
ben für Zinsen mit der unvorstell- 
baren Summe von 39,45 Milliarden 
Euro den zweitgrößten Haushalts- 
posten aus. 


Angesichts dieser katastropha- 
len Finanzlage und der Drohung 
der EU, die Bundesrepublik für die 
zu hohe Verschuldung mit rund 11 
Milliarden Euro Buße zu belegen, 
ruhten alle Augen auf dem Vertei- 
digungsetat: Würde Israel trotz- 
dem mit den im Jahre 2004 noch 
abgelehnten, 2005 dann aber 
doch zugesagten 333 Millionen 
Euro für den Kauf zweier U-Boote 
bedacht? 


Im Militär-Haushalt 
sucht man die U-Boote 
vergebens 


Das geheime Rüstungsge- 
schäft steht nicht im Verteidi- 
gungsetat, sondern wurde im 
Kapitel »allgemeine Finanzaus- 
gaben« des Finanzministeriums 
versteckt. 


Dort sind als »Beitrag zur Be- 
schaffung von Verteidigungssy- 
stemen für Israel« für dieses Jahr 
Ausgaben von 170 Millionen Euro 
angegeben, weitere 163 Millionen 
Euro sind für die nächsten drei 
Jahre als sogenannte »Verpflich- 
tungsermächtigungen« genannt. 
Den Begriff »U-Boote« sucht man 
dabei vergebens. 


Woher das Geld kommen soll, ist 
noch offen. Im Etat von Finanzmi- 
nister Steinbrück wird zur Finan- 
zierung eine »globale Minderaus- 
gabe« ausgewiesen, also eine 
Kürzung aller anderen Ausgaben. 


Seit Jahren ist bekannt, daß Is- 
rael die noch von der Regierung 
Kohl geschenkten drei modernen 
U-Boote der »Dolphin«-Klasse für 


Titelseite der UN 8/1999: 


Deutsche »Friedenspolitik« heute - 
Rentner opfern für einen guten Zweck: 


Statt einer 


Rentenerhöhung 
U-Boote für Israel 


| == 


Israelische Maiinesoldaten bei der Übernahme des ersten der drei von der Bundesrepublik 
Deutschland gelieferten U-Boote am 27.7.1999. 


sraels Präsident und Regie- genug seien, um von den drei 

rungsspitze begrüßten das Boot, deutschen »Dolphin«-Booten ab- 
als esinHaifaeinlief. »Ein Traum«, gefeuertwerden zukönnen 
so Regierungschef Ehud Barak, 
sei dank der Finanzhilfe der Deut- 
schen wahr geworden Bei den 
arabischen Nachbarn löst das Ge- 
schenk nicht nur atomare Ängste 
aus, sondern gefährdet einmal 
mehr die traditionelle deutsch- 
arabische Freundschaft. Sie be- 
fürchten, Israel könne sie mit den 
U-Booten, für die Deutschland 
knapp 1,5 Milliarden DM bezahlte, 
vom Meer aus mit Atomraketen 
bedrohen. 


Weiteres dazu auf Seite 12 


AUS DEM INHALT: 


m Ein amorikanisches 
Protektorat Seito 2 


m US-Militäreinsätze 
seit 1945 


Seite 3 
D AUS für Reemtsma 
«zum Vorteilen Seite 5 

DD) Die Macht der 
ken Seite 9 


DI 30 Jahre un Seite 10 


Der Experte Jiftah Schapir von der 
Universität Tel Aviv bestätigte, er 
glaube, daß Israel Atomspreng- 
köpfe produzieren könne, die klein 


DI Scharping weist 
die Richtung 


Seite 12 


»Israel braucht die U-Boote, 
um die Sicherheit des Lan- 
des zu gewährleisten. Das ist 
auch in unserem nationalen 


Interesse.« 


Reinhold Robbe (SPD), Vorsitzender des Verteidigungs- 
ausschusses der rot-grünen Regierung, im Juli 2004 


den Abschuß von Atomraketen 


umgerüstet hat. 


Auf entsprechende Nachfragen 
im Verteidigungsausschuß des 
Bundestages hat die Bundesre- 
gierung nach Angaben eines Mit- 
gliedes dieses Ausschusses ver- 
sichert, daß eine Bestückung der 
U-Boote mit atomaren Waffen ver- 
traglich ausgeschlossen sei. Ge- 
sehen hat diese Verträge jedoch 
niemand. 


Wir fordern ein Ende dieser 
Versteckspiele vor den Bür- 
gern! 
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Eines Tages 
kocht der Topf über! 


Abgesehen von dieser nicht 
nachvollziehbaren einseitigen 
Waffenlieferung an eine der Par- 
teien in der hochbrisanten Nahost- 
region zeigt dieses kleine Beispiel, 
daß die Angaben im Haushaltsplan 
des Bundes für den Normalbürger 
völlig undurchschaubar sind. 


So kann auch niemand die oft 
gestellte Frage beantworten, wie- 
viel Milliarden Euro jährlich für die 
in der Bundesrepublik lebenden 
Ausländer und für die Nebenwir- 
kungen und Folgekosten der »In- 
tegration« ausgegeben werden, 
weil sie in den verschiedensten 
Haushaltsposten versteckt sind. 
Eine Gesamtkostenrechnung gibt 
es nicht. 


Ähnlich sieht es z. B. bei 
den EU-Kosten oder bei 
den Wiedergutmachungs- 
Zahlungen aus. 


Zwar hat die Bundesregierung 
kürzlich eine Aufstellung über 
62,372 Milliarden Euro bis zum 
31.12.2004 veröffentlicht (siehe 
Seite 10), aber niemand weiß, ob 
und wieviel aus den Renten- und 
Sozialkassen und aus anderen 
Töpfen »allgemeiner Finanzaus- 
gaben« noch hinzuzurechnen 
sind. 


Wenn man als mündiger Bürger 
wählen soll, muß man wissen, was 
und wen man wählt, wie und an 
wen die Steuermilliarden der aus- 
gequetschten Bürger ausgegeben 
werden. 


Sollte sich die Bundesregie- 
rung diesbezüglich nicht end- 
lich zu mehr Wahrheit, Klarheit 
und Offenheit durchringen, muß 
sie sich nicht wundern, wenn 
bei den geplanten weiteren 
Steuererhöhungen und Renten- 
kürzungen eines Tages der Topf 
überkocht. 


Armin Feldberg 


WO UNSER GELD BLEIBT 
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Statistik zur Wiedergutmachung 


»Sonstige Leistungen in Milliardenhöhe sind nicht bezifferbar« 


Leistungen der öffentlichen Hand 
auf dem Gebiet der Wiedergutmachung 
Stand: 31. Dezember 2004 


Beträge in 
Mrd. € 


bis 2003 2004 bis 2004 


Bisherige Leistungen 


. Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 0,494 
. Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG) 0.001 
. Entschädigungsrentengesetz (ERG) 0,025 
. NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz 0.164 
(NS-VEntschG) 
. Israelvertrag 0.000 
. Globalverträge (o.Ä.) 0.000 
. Sonstige Leistungen 0.014 
(Öffentlicher Dienst, Wapniarka, NGJ-Fonds, 
Menschenversuchsopfer, Art. VI BEG-SG etc.) 
. Leistungen der Länder außerhalb des BEG 
. Härteregelungen (ohne Länder) 
. Stiftung "Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft" 


61,404 0,968 62,372 


Weitere Zahlungen im Rahmen der Wiedergutmachung von NS-Unrecht 


Nach dem erklärten Willen der Bundesregierung sollen die zuerkannten laufenden Entschä- 
digungszahlungen den Verfolgten des Nazi-Regimes bis an deren Lebensende zugute kom- 
men. 

Das Bundesministerium der Finanzen geht daher nach vorsichtigen Schätzungen von weite- 
ren Leistungen in zweistelliger Milliardenhöhe aus. 

In der Übersicht nicht berücksichtigt sind nicht bezifferbare sonstige Leistungen in Milliarden- 
höhe nach anderen Regelungen, wie z.B. dem Gesetz über die Behandlung der Verfolgten 
des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung, dem Bundesgesetz zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopferversorgung und dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz. 


Auszug aus dem Dokument BMF-Referat VB 4, Leistungen der öffentlichen Hand auf dem Gebiet der 
Wiedergutmachung, www.bundesfinanzministerium.de, 1WG-Statistik 2004, Seiten 1-4. 


Eine komplette Ablichtung kann angefordert werden bei UN, Postfach 400215, 44736 Bochum (UN-Archiv 40610). 


EINE STATISTIK OHNE WERT 
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Zündel-Prozeß: Anwältin flachgelegt 


(DRsK) Im Manheimer Prozeß ge- 
gen den aus Kanada in die BRD 
abgeschobenen und seit dem 
1.3.2005 in Haft sitzenden Ernst 
Zündel wurde Justizgeschichte ge- 
schrieben. 


Der Prozeß gegen den Leugner 
von zeitgeschichtlichen Vorgän- 
gen, die in der Bundesrepublik als 
offenkundige historische Tatsachen 
nicht angezweifelt oder verharm- 
lost werden dürfen, begann am 
8.11.2005 und stand seitdem unter 
dem Zeichen von Zündels Pflicht- 
verteidigerin, der Rechtsanwältin 
Sylvia Stolz und ihrer Beweisanträ- 
ge, die allesamt zurückgewiesen 
wurden, weil deren öffentliche Ver- 
lesung wiederum eine Straftat der 
Volksverhetzung darstellen würde. 


Nach mehrfachen Unterbrechun- 
gen und Vertagungen wußte sich 
der Vorsitzende Richter Dr. Mei- 
nerzhagen nicht anders zu helfen, 
als ihr das Mandat zu entziehen. 


Der Angeklagte bestimmte sie 
daraufhin zusätzlich zu zwei wei- 


teren Anwälten zu seiner Wahl- 
verteidigerin und der Zweikampf 
zwischen dem Richter und ihr 
ging weiter, bis Dr. Meinerzhagen 
Prozeßgeschichte schrieb: Er be- 


Liebe Leser, ganz privat: 


Möglicherweise droht einigen von Ihnen demnächst die 


Ausbürgerung! 


Nachdem nicht mehr zu verdrängen und zu verharmlosen ist, daß sich in unseren 
Städten fremdartige Parallelgesellschaften gebildet haben und selbst viele der 
zweiten oder dritten, hier geborenen Generationen der »Mitbürger mit Migrati- 
onshintergrund« sich zum Teil nicht eingliedern wollen und an den Traditionen, 
Religionsgeboten und Ehrvorstellungen ihrer Altvorderen festhalten, überschla- 
gen sich die Politiker mit Vorschlägen von Notprogrammen. 


Einige Bundesländer haben dazu in aller Eile sogenannte »Einbürgerungstests« 
wie bei der Führerscheinprüfung entwickelt, die verrückterweise auch noch un- 
terschiedlich sind, obwohl die Einbürgerungs-Kandidaten - wenn überhaupt! - ja 
nicht Bürger von Hessen, Baden-Württemberg oder Bayern, sondern deutsche 


Staatsbürger werden sollten. 


Im CDU-regierten Hessen z.B. muß der Kandidat u.a. folgende Fragen zufrie- 


denstellend beantworten: 


(15) Erläutern Sie den Begriff »Holocaust« 

(16) Wenn jemand den Holocaust als Mythos oder Märchen bezeichnet: Was 
sagen Sie dazu? 

(17) Erläutern Sie den Begriff »Existenzrecht« Israels. 

(88) Erläutern Sie den Begriff »Meinungs- und Pressefreiheit«. 


Wer diese Fragen nicht politisch korrekt beantwortet, hat schlechte Karten, weil 
er kein guter Bundesrepublikaner werden kann. Wenn man demnächst im Um- 
kehrschluß allen Deutschen die korrekte Beantwortung dieser Fragen zur Pflicht 
machen würde (weil alle Menschen sind ja vor dem Recht gleich), haben wir 
große Sorge, daß einigen Deutschen im Namen der Meinungs- und Pressefreiheit 


die Ausbürgerung droht ...! 


Ihre UN-KMlitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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auftragte beim Oberlandesgericht 
Karlsruhe den Ausschluß der An- 
wältin, weil ihm der Prozeß aus der 
Hand zu gleiten drohte. Das OLG 
reagierte umgehend und ordnete 
am 31.3.2006 die Ausschließung 
der Anwältin an, weil sie sich »unter 
Mißbrauch ihrer Verteidigungsauf- 
gabe der versuchten Strafvereite- 
lung durch prozeßfremdes Verhal- 
ten« schuldig gemacht habe. 


Ohne die Beschwerdefrist beim 
BGH abzuwarten, wurde der Pro- 
zeß am 5.4.2006 fortgesetzt, und 
die Anwältin weigerte sich, die 
Verteidigerbank zu verlassen, weil 
der OLG-Beschluß ja noch nicht 
rechtskräftig sei. Daraufhin wurde 
sie in Rückenlage mit weit ausge- 
breiteten Armen von vier Polizei- 
beamten, darunter zwei Frauen, 
aus dem Saal getragen. Dabei rief 
sie: »Das Deutsche Reich erhebt 
sich, das deutsche Volk leistet Wi- 
derstandI« (Zitat aus der FAZ vom 
6.4.2006). 


Die nächsten Prozeßtermine wur- 
den auf den 26. April sowie auf den 
12. und 19. Mai 2006 festgelegt. 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Februar 2005: 


Februar 2006: 


38,36 Millionen ” 
38,24 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Dezember 2005: 4.604.943 ” 


März 2006: 4.975.758 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Dezember 2005: 1.666.540 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
Dezember 2005: 
März 2006: 


Offene Stellen: 
Dezember 2005: 
März 2006: 


6.040.207 ” 
6.078.800 ” 


394.346 ” 
506.358 ” 


Staatsverschuldung: 
1.496.865.450.300 Euro ° 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ° 


Schulden pro Kopf: 
20.3.2006: 


18.4.2006: 


18.009 ? 
18.144 °) 


") Bundesagentur für Arbeit, 18.4.2006 
® Statistisches Bundesamt, 30.3.2006 
3) www.steuerzahler.de, 18.4.2006 
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Elf Millionen Euro 
für die Wahl im Kongo 


»BERLIN. Deutschland unterstützt 
die ersten freien Wahlen in der 
Demokratischen Republik Kongo 
mit elf Millionen Euro. Zehn Millio- 
nen Euro für Wahlvorbereitungen 
fließen in den Fonds des UN-Ent- 
wicklungsprogramms UNDP, wie 
Bundesentwicklungsministerin 
Wieczorek-Zeul (SPD) mitteilte. 
Mit einer weiteren Million Euro wer- 
den Aktivitäten der Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
und die Konrad-Adenauer-Stiftung 
gefördert, um die Bevölkerung über 
die Wahlen zu informieren. 95 Pro- 
zent der Kongolesen haben noch 
nie an einer Wahl teilgenommen.« 
Frankfurter Neue Presse, 8.4.2006 


Deutsche Truppen sollen 
Wahl absichern 


Nach dem EU-Beschluß, die im Juni 
geplanten Wahlen im Kongo mit 1500 
Soldaten »abzusichern«, hat die 
deutsche Bundeskanzlerin Merkel 
auf französisches Drängen zuge- 
sagt, die Bundesrepublik werde die 
Führung übernehmen. Der Einsatz 
soll vom Bundeswehr-Hauptquartier 
in Potsdam gesteuert werden. 


Multikulti ist tot, 
doch die Kosten steigen 


Jetzt haben wir die Nebenwirkun- 
gen und immer höheren Folgeko- 
sten des krankhaften Multikulti-Syn- 
droms der rot-grünen Phantasten 
zu tragen. Niemand zählt zusam- 
men, welche Beträge Sozialver- 
bände, Kommunen, Länder und 
Bund für die Einwanderungspoli- 
tik der Vergangenheit aufbringen 
müssen. Allein für sogenannte 
»Integrationskurse« stellt Bundes- 
innenminister Schäuble in diesem 
Jahr 140 Millionen Euro bereit. 
Kein Kurs werde wegen fehlender 
Bundesmittel ausfallen, garantierte 
er am 19. April. Und wenn diese für 
das Jahr nicht ausreichen sollten, 
könne »kurzfristig nachgebessert« 


werden. 
WAZ, 20.4.2006 


TAUSCHEN WIR 
die Politiker aus, bevor 
sie das deutsche Volk 

AUSTAUSCHEN! 


Unabhängige Nachrichten 


Postfach 400 215 » 44736 Bochum 
www.un-nachrichten.de 


als Aufkleber erhältlich 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FUR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 
u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 


kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 € je Ex. einschließlich Porto, 


ab 10 Stück 1.- € je Ex.). 


I Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,45 € Rückporto-Marken liegen bei. 


ü Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am / Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


